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a
Kurzzusammenfassung

Der Erwachsenenbildung kommt eine Schlüsselrolle in der aktuell äußerst komplexen Aufgabe 

zu, Flüchtlinge auf ihrem Weg zu einer für alle zufriedenstellenden Erwerbsintegration und 

Selbsterhaltungsfähigkeit zu unterstützen. Genau das sind, wie die Autorin des vorliegenden 

Beitrages ausführt, Grundvoraussetzungen, dass Flüchtlinge in unserer Gesellschaft wohlwol-

lend aufgenommen werden und ihr Leben zu ihrer eigenen Zufriedenheit neu gestalten können. 

Aber wie kann der Aus- und Weiterbildungsbedarf der Flüchtlinge organisiert und finanziert 

werden, wie eine adäquate Unterstützung gefunden werden, wenn nur wenig über die Ziel-

gruppe gesichert bekannt ist? Nach einem Rekurs auf die Flüchtlingszuwanderung nach dem 

Zweiten Weltkrieg beleuchtet der Beitrag die „Superdiversität“ und die Charakteristika der 

jüngsten Zuwanderung. Zusammengetragen, ausgelotet und reflektiert werden valide Daten 

und Fakten zum Herkunftsland, zur Alters- und Geschlechterverteilung, zum Bildungsgrad und 

zu den beruflichen Kompetenzen der AsylwerberInnen sowie ihrer Erwerbsintegration, um 

daraus konkrete Bedarfe abzuleiten. Diskutiert werden auch die Potenziale der Länder-Bund-

Initiative Erwachsenenbildung und der Produktionsschulen. (Red.)

Daten und Fakten zur Flüchtlings- 
zuwanderung: Herausforderungen 
für das Erwachsenen-Bildungssystem 
und Erwerbssystem 
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Die große Anzahl von Flüchtlingen ebenso wie ihre hohe Diversität stellen 

die österreichischen Organisations- und Verwaltungsstrukturen vor große 

Herausforderungen. Bildungseinrichtungen sind besonders gefordert, da 

die Qualifikationen der Flüchtlinge so rasch wie möglich an am österrei-

chischen Arbeitsmarkt verwertbare Kompetenzen herangeführt werden 

müssen. 

Die Länder-Bund-Initiative Erwachsenenbildung1 

ebenso wie das Instrument der Produktionsschule2  

könnten in diesem Zusammenhang eine wichtige 

Rolle spielen. Die schlechte Datenlage erschwert 

allerdings die Planbarkeit der Integrationsmaßnah-

men und die Entwicklung von Perspektiven – für 

die Flüchtlinge ebenso wie für die Regionen und die 

Unterstützungseinrichtungen. 

Einleitung 

An den Beginn meiner Ausführungen stelle ich das 

historische Ereignis der jüngsten Zuwanderung 

von Flüchtlingen, die einen besonderen Charakter 

besitzt. Der abrupte Anstieg, die Größenordnung 

und die außergewöhnliche Heterogenität der 

Geflüchteten stellen große Anforderungen an die 

öffentliche Verwaltung und die Gesellschaft. Was 

die jüngste Flüchtlingszuwanderung darüber hinaus 

so anders macht, ist die mitschwingende Angst – die 

massive Zuwanderung wird als unkontrolliert und 

unkontrollierbar wahrgenommen.

Unter Druck kamen wie Dominosteine zuerst die 

Organisation der Aufnahme, Unterkunft und Re-

gistrierung der AsylwerberInnen, in weiterer Folge 

die Durchführung der Asylverfahren und die ersten 

Schritte zur „Integration“ (mittels Orientierungskur-

sen, der Vermittlung von Deutschkenntnissen, der 

Feststellung der mitgebrachten Kompetenzen und 

erster Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen). Ohne 

die große Bereitschaft der Zivilgesellschaft und der 

vielen Freiwilligen zu helfen, wären weder die öf-

fentliche Verwaltung noch die Hilfsorganisationen 

in der Lage gewesen, die Herausforderungen zu 

meistern bzw. so zu handeln, dass die Not der Hilfe 

und Schutz suchenden Menschen gelindert werden 

hätte können. 

Gudrun Biffl

Daten und Fakten zur Flüchtlings- 
zuwanderung: Herausforderungen 
für das Erwachsenen-Bildungssystem 
und Erwerbssystem 

1	  Näheres zur „Initiative Erwachsenenbildung“, der Länder-Bund-Initiative zur Förderung grundlegender Bildungsabschlüsse für 
Erwachsene, kann nachgelesen werden unter:  
https://www.initiative-erwachsenenbildung.at/initiative-erwachsenenbildung/was-ist-das/; Anm.d.Red.

2	 Informationen zum Angebot der Produktionsschule finden sich unter:  
https://www.sozialministeriumservice.at/site/Arbeitsmarktprojekte/NEBA/Produktionsschule/; Anm.d.Red.
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Die Herausforderungen in Bezug auf den Aus- und 

Weiterbildungsbedarf der Flüchtlinge mit dem Ziel 

einer für alle zufriedenstellenden Erwerbsintegra-

tion und Selbsterhaltungsfähigkeit sind allerdings 

noch nicht befriedigend angesprochen worden, 

geschweige denn gelöst. Es gibt keine Anhaltspunkte 

dafür, dass ein Organisations- und Finanzierungs-

modell gefunden wurde, das der Komplexität der 

Aufgabe gerecht werden könnte. Dies ist aber die 

Voraussetzung dafür, dass Flüchtlinge in unserer 

Gesellschaft wohlwollend aufgenommen werden 

und dafür, dass sie ihren Beitrag zur Neugestaltung 

ihres Lebens zu ihrer eigenen Zufriedenheit leisten 

können. Daher soll das Hauptaugenmerk dieses 

Beitrags der Komplexität der Anforderungen an das 

Bildungs- und Erwerbssystem gewidmet sein. Dabei 

kommt der Erwachsenenbildung eine Schlüsselrolle 

zu. 

Superdiversität und Charakteristika der 
jüngsten Flüchtlingszuwanderung

Gastarbeiterzuwanderung der  
1960er bis 1980er Jahre 

Nur einmal seit dem Zweiten Weltkrieg ist die Zahl 

der Bevölkerung in Österreich so abrupt und so stark 

gestiegen wie im Zusammenwirken mit der Flücht-

lingsbewegung im Jahr 2015, nämlich im Jahr 1992 im 

Gefolge des kriegerischen Zerfalls des damaligen Ju-

goslawiens. Die Situation damals war allerdings, was 

die Aufnahmefähigkeit von Flüchtlingen anbelangt, 

anders, da es infolge der „Gastarbeiterzuwanderung“ 

der 1960er bis 1980er Jahre schon eine große Zahl 

von Menschen aus diesem Raum in Österreich gab. 

Sie konnten die Flüchtlinge auf der Suche nach Ar-

beit und Unterkunft unterstützen, sodass die „de 

facto“-Flüchtlinge nur für vergleichsweise kurze Zeit 

im Rahmen der sogenannten „Bund-Länderaktion“ 

eine staatliche Unterstützung benötigten (vgl. Biffl 

2016, S. 36). Sie wurden kaum als AsylwerberInnen 

registriert, da sie einen temporären Aufenthalt bis 

zum Jahr 1998 gewährt bekommen hatten (siehe 

Abb. 1). Der Großteil der Geflüchteten blieb danach 

in Österreich, da sie Arbeit gefunden und sich in 

Österreich gut eingelebt hatten. Nur ein geringer 

Prozentsatz der geflüchteten Personen nahm die 

Rückkehrförderung, die vom damaligen Bundesmi-

nisterium für Inneres gewährt wurde, in Anspruch 

und ging zurück nach Bosnien-Herzegowina. 

Zuwanderung seit 2015 

Die Situation im Jahr 2015 war anders. Es gab kaum 

Personen aus Afghanistan, Syrien, dem Irak und Iran, 

die sich in Österreich niedergelassen hatten und die 

für ihre Landsleute unterstützend hätten wirken 

können. Am 1.1.2014, also vor dem Anstieg der 

Zuwanderung aus diesen Regionen, gab es gerade 

mal 29.500 Staatsangehörige aus diesen Ländern in 

ganz Österreich, etwa die Hälfte aus Afghanistan. 

Zwar wurden die Flüchtlinge aus dem Nahen und 

Fernen Osten von der Zivilbevölkerung in einem ers-

ten Willkommensschritt freundlich aufgenommen, 

allerdings verringerte sich die positive Grundein-

stellung mit der Verfestigung ihres Aufenthalts, mit 

dem ungebrochenen Zustrom und dem politischen 

Umschwung, der Österreich ebenso wie Deutschland 

mit der Zeit erfasste. Das kann an der öffentlichen 

Kritik an Angela Merkels „Wir schaffen das“, das 

an Barack Obamas „Yes we can“ erinnert, ebenso 

festgemacht werden wie an der österreichischen 

Politik der „Schließung der Balkanroute“. 

Der Erste, der die unkontrollierte Zuwanderung von 

Flüchtlingen ablehnte, war der amtierende unga-

rische Premierminister Viktor Orbán. Nach einem 

ersten „Durchwinken“ der Flüchtlinge wurden in 

Ungarn Zäune aufgestellt. Je länger der „Ansturm“ 

dauerte, desto schärfer wurde die Gangart gegen 

Flüchtlinge, nicht zuletzt angesichts der Ohnmacht 

und Handlungsunfähigkeit der Europäischen Union 

und der Zwiespältigkeit der Mitgliedsländer bezüg-

lich einer koordinierten gemeinsamen Flüchtlings- 

und Asylpolitik.

Die jüngsten Maßnahmen Österreichs und Ungarns 

erinnern an die Spaniens, einem Land, das schon 

viel früher3 als Reaktion auf die Bootsflüchtlinge 

aus Afrika in Melilla und Ceuta, den kleinen spa-

nischen Enklaven in Nordafrika an der Grenze zu 

Marokko, Zäune aufgerichtet hat. Zusätzlich zu den 

Zäunen wurden zwischen 2004 und 2006 bilaterale 

3	 Madrid hat seine nordafrikanischen Enklaven Ceuta und Melilla von 1993 an zu Festungen ausgebaut.
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Abkommen mit Marokko, Senegal, Mauretanien, 

Guinea und Gambia geschlossen. Um sicherzustellen, 

dass keine illegalen/irregulären MigrantInnen4 nach 

Europa kommen, wurden auch die lokalen Behörden 

mit spanischer Unterstützung ausgebildet, damit 

sie die Küsten bewachen.5 In der Folge wurde die 

Zahl der AsylwerberInnen innerhalb von 10 Jahren 

von jährlich rund 40.000 auf knapp 5.000 reduziert. 

Der Vertrag der Europäischen Union mit der Türkei 

und die jüngsten Verhandlungen mit Libyen folgen 

diesem spanischen Vorbild. 

Superdiversität 

Was die Integration der Flüchtlinge, die in Österreich 

vorübergehend oder dauerhaft aufgenommen wor-

den sind, anbelangt, so gestaltet sie sich angesichts 

ihrer „Superdiversität“ als besonders schwierig. Der 

Terminus „Superdiversität“ geht auf Steven Vertovec 

(2007) zurück und soll den Grad der Komplexität 

der jüngsten Zuwanderung verdeutlichen, der 

größer ist als der bisheriger Zuwanderungen. Die 

Diversität resultiert nicht nur aus der Vielfalt der 

Herkunftsländer – die unterschiedliche Subgruppen 

bezüglich ethnisch-kultureller Zugehörigkeit und 

Sprache, religiöser Traditionen, regionaler und 

lokaler Identitäten sowie kultureller Werte und 

Praktiken umfassen. Die Diversität resultiert auch 

aus unterschiedlichen Migrationserfahrungen – als 

Ergebnis einer Vielfalt von Migrationskanälen, in 

denen unterschiedliche soziale Netzwerke und 

berufliche Rekrutierungskanäle genutzt werden 

und in denen Männer und Frauen zum Teil sehr 

unterschiedlich stark vertreten sind – sowie aus 

unterschiedlichen Aufenthaltsrechten, die sich aus 

der Vielfalt der Zuwanderungsmöglichkeiten und 

Abb. 1: Zahl der Asylwerberinnen (Summe zu Jahresende),  
Gesamtbevölkerung nach Staatsangehörigkeit (Stand zu Jahresbeginn, Veränderung gegenüber dem Vorjahr) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Quelle:  Statistik Austria
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4	 Weiterführende Informationen zu illegalen/irregulären MigrantInnen – Personen, die ohne gültige Aufenthaltspapiere in die EU 
einreisen oder bleiben, auch wenn ihre Papiere ablaufen – finden sich u.a. im Beitrag von Marianne Haase und Jan C. Jugl (2007) 
zum Grundlagendossier Migration der Bundeszentrale für politische Bildung unter:  
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/56565/irregulaere-migration; Anm.d.Red.

5	 Mehr dazu in den Deutschen Wirtschaftsnachrichten vom 10.10.2015 unter:  
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2015/10/10/abschottung-mit-grenzzaun-in-spanien-gibt-es-keine-fluechtlings-krise/.
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den damit verbundenen Zugangsrechten zu Bildung 

und Arbeit ergeben. 

All diese Faktoren haben einen Einfluss auf die „In-

tegrationserfolge“, die sich an der Erwerbseinbin-

dung, der bildungsadäquaten Beschäftigung und der 

finanziellen Unabhängigkeit ebenso messen lassen 

wie an der Teilhabe am sozio-kulturellen Leben im 

Aufnahmeland und der politischen Partizipation. 

Herkunftsländer der Geflüchteten  
und Anerkennungsquote6

In Österreich haben im Jahr 2015 88.300 Personen 

einen Asylantrag gestellt, gegenüber 28.100 im 

Jahr 2014 und 42.000 im Jahr 2016. Wie aus Abb. 1 

ersichtlich ist, baute sich die Flüchtlingszuwande-

rung im Jahr 2014 auf, erreichte im Jahr 2015 ihren 

Höhepunkt und verringerte sich 2016 im Gefolge der 

„Schließung“ der Balkanroute wieder, blieb allerdings 

höher als im Jahr 2014. Die Zusammensetzung der 

AsylwerberInnen nach Herkunftsländern hat sich 

in den drei Jahren nur leicht verschoben: Während 

Syrien im Jahr 2014 die Rangordnung anführte (28% 

aller AsylwerberInnen), gefolgt von Afghanistan 

(18%), rückte Afghanistan im Jahr 2015 an die erste 

Stelle mit 29%, knapp gefolgt von Syrien mit 27%. 

Im Jahr 2016 blieb Afghanistan an erster Stelle (28%), 

während der Anteil der AsylwerberInnen aus Syrien 

auf 21% zurückfiel (siehe Abb. 2). 

Die Erfahrung zeigt, dass es deutliche Unterschiede 

in der Anerkennungsquote nach Herkunftsländern 

gibt. So wurde etwa im Jahr 2016 21.600 Asylsuchen-

den der Asylstatus gewährt, davon 15.200 Syrischen 

Staatsangehörigen. Die Anerkennungsquote bei 

Syrischen Flüchtlingen lag bei 90%, gegenüber 24% 

unter Afghanischen Schutzsuchenden. In Summe 

wurden in den letzten drei Jahren 50.000 Asylwer-

berInnen als Flüchtlinge gem. Genfer Konvention 

anerkannt. Darüber hinaus bleibt eine gewisse Zahl 

von abgelehnten AsylwerberInnen in Österreich, 

die einen subsidiären Schutz erhalten, da eine 

Rückführung ins Herkunftsland aufgrund der realen 

Gefahr massiver Grundrechtsverletzungen nicht 

zulässig ist – in Summe waren das in den letzten 

drei Jahren [Stand: 2017] 9.000 Personen. Davon 

betroffen sind vor allem Personen aus Afghanistan, 

aber auch aus dem Irak, aus Syrien und Somalia. 

Das Aufenthaltsrecht kann auch aus humanitären 

Gründen gewährt werden – allein im Jahr 2016 be-

traf das 1.400 Personen. Das bedeutet, dass derzeit 

mindestens 60.000 anerkannte Flüchtlinge inklusive 

subsidiär Schutzberechtigte in unterschiedlichem 

Ausmaß eine Aus- und Weiterbildung brauchen, um 

eine adäquate Erwerbstätigkeit wahrnehmen zu 

können. 

Alters- und Geschlechtsverteilung  
der Geflüchteten

Auffällig ist der hohe Anteil von Männern – im 

Schnitt der letzten drei Jahre waren es 72%; der 

Frauenanteil ist allerdings über die Zeit angestiegen, 

und zwar von 24% im Jahr 2014 auf 33% im Jahr 

2016. Eine genaue Information über die Altersver-

teilung der AsylwerberInnen wird nicht öffentlich 

verfügbar gemacht. Wir wissen nur, dass die Zahl 

der unbegleiteten minderjährigen AsylwerberInnen 

zunimmt. Von 2014 bis 2016 waren es in Summe 

15.900 unbegleitete Minderjährige, davon 14.700 

im Alter von 14 bis 18 Jahren und 1.200 unter 14. 

Diese Zahlen allein stellen schon eine gewisse Her-

ausforderung für das Bildungssystem dar. Wenn man 

jedoch berücksichtigt, dass anerkannte Flüchtlinge 

ihre Familien nachholen können, nimmt die Heraus-

forderung für das Bildungssystem angesichts der 

hohen Fertilitätsraten in den Herkunftsländern zu.

Prognosen bezüglich der weiteren Entwicklung 
der Zuwanderung

Es stellt sich aber auch die Frage, wie lange noch mit 

einer anhaltenden Zuwanderung von Flüchtlingen 

aus dem Nahen und Fernen Osten zu rechnen ist, 

kamen doch in den letzten drei Jahren 64% der 

6	 Vertiefende Informationen zu diesem und zu den nachfolgenden Abschnitten finden sich auch in der Studie „Ökonomische Analyse 
der Zuwanderung von Flüchtlingen nach Österreich“ von Johannes Berger, Gudrun Biffl, Nikolaus Graf, Ulrich Schuh und Ludwig 
Strohner (2016). Nachzulesen unter: http://www.donau-uni.ac.at/imperia/md/content/department/migrationglobalisierung/
forschung/schriftenreihe/berger_2016_oekonomische_analyse_flucht.pdf und im Forschungsbericht „Anerkennung von Qualifikatio-
nen. Fakten, Erfahrungen, Perspektiven. Eine theoretische und empirische Auseinandersetzung zu im Ausland erworbenen 
Qualifikationen in Österreich“ (2016) von Sofia Kirilova, Gudrun Biffl, Thomas Pfeffer, Isabella Skrivanek, Andrea Egger-Subotitsch, 
Monira Kerler und Evelyn Doll. Nachzulesen unter: http://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Fotos/Publikationen/
Forschungsbericht/Forschungsbericht_Anerkennung_von_Qualifikationen.pdf; Anm.d.Red.
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AsylwerberInnen aus nur drei Herkunftsländern: 

Afghanistan (42.400, 27%), Syrien (41.100, 26%) 

und Irak (17.600, 11%). Alle drei Länder sind von 

kriegerischen Auseinandersetzungen geprägt. 

Die Frage, wie lange derartige Situationen anhalten, 

hat in den vergangenen Jahren eine zunehmende 

Zahl von ForscherInnen zu beantworten versucht 

(siehe Collier/Chauvet/Hegre 2008; Gleditsch et al. 

2002; Harbom/Wallensteen 2007). Ihnen zufolge wei-

ten sich die Zahl und die Intensität der bewaffneten 

Auseinandersetzungen seit dem Zweiten Weltkrieg 

kontinuierlich aus, wobei die überwiegende Mehr-

zahl der militärischen Konflikte im innerstaatlichen 

Bereich stattfindet. Die durchschnittliche Dauer 

eines militärischen Konflikts betrug in den Jahren 

1946 bis 2006 sieben Jahre. Im Schnitt benötigten 

die betroffenen Regionen nach Ende des Konflikts 

15 Jahre, um die ursprüngliche wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit wiederzuerlangen (siehe Dunne 2012).

Diese Forschungserkenntnisse lassen erwarten, dass 

die Abwanderung aus den obigen drei Herkunfts-

ländern wohl noch ein paar Jahre anhalten wird, 

auch wenn die bewaffneten Konflikte vorbei sein 

sollten. Das ist nicht zuletzt auch auf den starken 

Bevölkerungsanstieg – eine Folge der hohen Ferti-

lität – im Zusammenwirken mit einem schwachen 

Wirtschaftswachstum zurückzuführen. In Afghanis-

tan steigt etwa die Bevölkerungszahl seit den späten 

1980er Jahren jährlich um +2,7% (siehe Byrd 2014). 

In Syrien und im Irak ist und war die Jugendarbeits-

losigkeit ein ausgeprägtes Problem (siehe Fortuny/

Al Husseini 2010, S. 6; ILO 2011; Kraitt 2015) und 

war und ist hier zum Teil eine Folge der hohen 

Fertilitätsraten der 1980er Jahre, zum anderen 

der wirtschaftlichen Umstrukturierung und des 

niedrigen Ölpreises. Diese Entwicklungen sind für 

eine gewisse Perspektivenlosigkeit der Jugend in 

den Herkunftsländern verantwortlich, was ihre 

Mobilitätsbereitschaft erhöht. 

Darüber hinaus bringt die Familienzusammen-

führung der anerkannten Flüchtlinge in Öster-

reich einen weiteren Zuwachs, der vorwiegend 

Frauen sowie Kinder und Jugendliche umfassen  

dürfte.

Abb. 2: Asylanträge in Österreich nach Herkunftsländern, Jänner-Dezember 2015/16 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Quelle:  Statistik Austria
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Aus Abbildung 2 ist aber auch ersichtlich, dass eine 

Vielzahl von Flüchtlingen aus anderen Teilen der 

Welt nach Österreich kommen, einerseits aus Af-

rika – insbesondere Somalia, Nigeria und Marokko, 

andererseits aus Asien – insbesondere Pakistan und 

Iran, und weiterhin aus der Russischen Föderation, 

im Wesentlichen aus Tschetschenien. Diese Vielfalt 

ist es, die ein differenziertes, zum Teil individuali-

siertes Erwachsenenbildungssystem für Flüchtlinge 

erstrebenswert macht, wenn man echte berufliche 

Perspektiven in Österreich eröffnen will. 

Neben Aus-/Weiterbildung ist auch Beitrag zum 
Wiederaufbau wichtig

Es wird aber auch notwendig sein, neben der Auf-

nahme sowie der Aus-/Weiterbildung von Flücht-

lingen einen Beitrag zum Wiederaufbau bzw. der 

wirtschaftlichen Stärkung der Abwanderungsländer 

zu leisten. Der institutionelle Rahmen hierfür könnte 

die Entwicklungszusammenarbeit sein. Allerdings 

müssten die MigrantInnen aus den Herkunftslän-

dern, die in Österreich aufgenommen wurden, als 

wichtige Akteurinnen und Akteure und Bindeglied 

zwischen Europa und den Herkunftsländern und 

deren Institutionen wahrgenommen und eingebun-

den werden.

Derzeit liegt der Schwerpunkt der Entwicklungs-

politik auf wirtschafts- und handelspolitischen 

Partnerschaften sowie auf der Armutsbekämpfung, 

verbunden mit der Fortentwicklung und Festigung 

von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und der 

Wahrung der Menschenrechte (Art. 177 EGV, EU 

2014). Gustavo Crespi, Eduardo Fernández-Arias 

und Ernesto Stein (2014) schlagen allerdings vor, 

dass die Stabilisierung von Institutionen und die 

Sicherstellung der politischen Fähigkeit zur Umset-

zung von Entwicklungsprogrammen im Vordergrund 

stehen sollten. 

In dem Zusammenhang kommt der Bildung der 

Flüchtlinge in Österreich eine besondere Rolle 

zu. Sollte sich nämlich ein gewisser Anteil der 

Flüchtlinge für eine Rückkehr ins Herkunftsland 

entscheiden, könnten ihre in Österreich erwor-

benen Kompetenzen eine wichtige Stütze für den 

Wiederaufbau ihrer Länder darstellen. Dabei geht 

es nicht nur um berufliche Fähigkeiten, sondern 

vor allem auch um das Verständnis für die Funkti-

onsmechanismen einer Demokratie, die Rolle von 

Institutionen zur Lösung von Konflikten und die 

Partizipation in politischen Prozessen.

Herausforderungen für die 
Erwachsenenbildung 

Wenige valide Daten

Eine der wesentlichen Herausforderungen für das 

Erwachsenen-Bildungssystem ist der Mangel an 

validen Daten zu den Flüchtlingen. Um den Bil-

dungsbedarf der Flüchtlinge abschätzen zu können, 

wären umfassende Informationen zur Alters- und 

Geschlechtsstruktur, zum Gesundheitszustand, dem 

Bildungsgrad und den beruflichen Kompetenzen 

erforderlich. Darüber hinaus wäre es wichtig, mehr 

über die zum Teil ethnisch-kulturell geprägten bil-

dungs- und erwerbsorientierten Verhaltensmuster 

zu erfahren. Diese Daten stehen in Österreich im 

Gegensatz zu Deutschland7 den regionalen Behörden 

nicht zur Verfügung, was eine Planung der schuli-

schen Bildung sowie der Erwachsenenbildung, die 

im Einklang mit der regional verfügbaren Infrastruk-

tur und den Arbeitsmarktstrukturen stehen sollte, 

erschwert.

Die wenigen Informationen, die wir haben (siehe 

Tabelle 1) zeigen, dass im November 2016 34% der 

AsylwerberInnen, die in der Grundversorgung wa-

ren, minderjährig waren. Von den 27.346 Kindern 

und Jugendlichen kommt der Großteil aus Afghanis-

tan, gefolgt von Tschetschenien, Somalia, Pakistan, 

Nigeria und Syrien. Weiters war etwa die Hälfte der 

AsylwerberInnen zum Zeitpunkt des Asylansuchens 

zwischen 18 und 34 Jahre alt. 

7	 In Deutschland gibt es das Ausländerzentralregister (AZR), das seit 2004 dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
unterstellt ist. Das AZR ist die zentrale Informationsdrehscheibe im Ausländer- und Asylrecht. Im Gefolge der Flüchtlingsbewegung 
2015 wurde der Ankunftsnachweis für Asylsuchende zur Beschleunigung der Asylverfahren und besseren Planbarkeit der Integrati-
onsmaßnahmen eingeführt. Zusammen mit einer Identifikationsnummer werden Personen-, Identitäts- und Kontaktdaten wie 
Name, Geburtsdatum, Fingerabdrücke und Wohnort auf dem Ankunftsnachweis gespeichert. Dazu kommen Daten zur Schulbil-
dung und beruflichen Qualifikation, was eine schnelle Integration und Arbeitsvermittlung ermöglichen soll. Nachzulesen unter: 
http://www.bamf.de/DE/Fluechtlingsschutz/AblaufAsylv/ablauf-des-asylverfahrens-node.html;jsessionid=04B9A0F8F5883054AA149B8
9337A021A.1_cid294
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Wie aus Tabelle 1 ersichtlich ist, ist die Verteilung 

der AsylwerberInnen auf die Bundesländer nicht 

gleich. Wien nimmt deutlich mehr auf als der 

Schnitt der Bundesländer, gefolgt von Vorarlberg, 

während Kärnten, Salzburg und Tirol unter dem 

Schnitt liegen.

Angesichts des häufigen Wechsels der Unter-

kunft – eine Wohnortzuweisung von anerkannten 

Flüchtlingen oder AsylwerberInnen wie in Deutsch-

land (siehe Geis/Orth 2016) oder Schweden (siehe 

Parusel 2016) gibt es in Österreich nicht – haben 

nicht nur Bildungseinrichtungen, das Arbeitsmarkt-

service (AMS) und ArbeitgeberInnen, sondern auch 

die Flüchtlinge selbst Schwierigkeiten in der Planung 

und Entwicklung von Perspektiven. 

Prinzipiell ist davon auszugehen, dass eine alternde 

Bevölkerung wie die Österreichs von einem Bevöl-

kerungszuwachs profitieren kann, der einen hohen 

Anteil von Kindern und Jugendlichen aufweist. Al-

lerdings muss das Erst- und Weiterbildungssystem in 

der Lage sein, den zusätzlichen Ansprüchen, die mit 

einer sehr heterogenen und zum Teil traumatisierten 

Kinder- und Jugendbevölkerung verbunden sind, 

gerecht zu werden. Auch ist der Bildungsgrad der 

Kinder und Jugendlichen je nach Herkunftsregion 

sehr unterschiedlich, was eine Herausforderung für 

die Kompetenzfeststellung und Einstufung darstellt. 

Auch ist bislang das Verständnis für die Rolle der 

verschiedenen Elemente des österreichischen Aus-

bildungssystems für die Berufskarriere oft noch 

nicht gegeben. Das zeigt sich an der geringen 

Wahrnehmung der Möglichkeit der Lehre durch Asyl- 

werberInnen (bis zu einem Alter von 25 Jahren). Ob-

schon es seit Juli 2012 möglich ist, eine Lehre in Be-

rufen, die zu Mangelberufen zählen, aufzunehmen, 

gibt es nur eine geringe Zahl von AsylwerberInnen, 

die eine Lehre machen. Im Jänner 2016 waren es 

gerade mal 120 AsylwerberInnen. 

Bildungshintergrund der Flüchtlinge

In den letzten beiden Jahren sind von unterschiedli-

chen Einrichtungen in Österreich Befragungen unter 

Flüchtlingen und AsylwerberInnen vorgenommen 

worden, um den Bildungshintergrund und die 

Erwerbskompetenzen zu erfassen. So zeigte eine 

Befragung von 514 Flüchtlingen in Wiener Flücht-

lingsunterkünften im November und Dezember 

2015 (siehe Buber-Ennser et al. 2016), dass 52% der 

befragten Flüchtlinge keinen über einen Grund-

schulabschluss hinausgehenden Bildungsgrad 

hatten (gegenüber 19% im Schnitt in Österreich). 

Ein weiteres Viertel hatte eine mittlere bis höhere 

Qualifikation. Es waren vor allem Personen aus 

Syrien, die besser qualifiziert waren, während Per-

sonen aus Afghanistan und Somalia im Schnitt den 

Tab. 1: AsylwerberInnen in der Grundversorgung nach Bundesländern und Altersgruppen (1. November 2016)   
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 
Quelle: BMI – Bundesministerium für Inneres

Bundesland Alle Minder-
jährigen in % Unter 14 14 bis 18 Alle Volljäh-

rigen Insgesamt In % der 
Bevölkerung

Burgenland 823 31,1 583 240 1.826 2.649 0,9

Kärnten 1.428 30,8 1.109 319 3.206 4.634 0,8

Niederösterreich 5.499 38,0 3.450 2.049 8.980 14.479 0,9

Oberösterreich 4.966 36,9 3.600 1.366 8.508 13.474 0,9

Salzburg 1.128 26,0 658 470 3.213 4.341 0,8

Steiermark 4.266 38,6 2.889 1.377 6.772 11.038 0,9

Tirol 1.858 29,9 1.350 508 4.347 6.205 0,8

Vorarlberg 1.259 34,6 880 379 2.381 3.640 1,0

Wien 6.119 30,1 4.391 1.728 14.241 20.360 1,1

Insgesamt 27.346 33,8 18.910 8.436 53.474 80.820 0,9
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geringsten Bildungsgrad aufwiesen. Obschon die 

Erhebung keinen Anspruch auf Repräsentativität 

erhebt, ist doch zu berücksichtigen, dass es sich bei 

der Gruppe der AsylwerberInnen und Asylberechtig-

ten um eine Gruppe handelt, die einerseits infolge 

geringer Deutschkenntnisse, andererseits infolge 

einer vergleichsweise großen Mobilität und einer 

marginalisierten Position schwierig zu erreichen 

ist. Insbesondere bildungsferne Personen dürften 

untererfasst und besser Qualifizierte übererfasst 

sein. Das legen auch andere Erhebungen nahe. So 

verweisen Michele Battisti und Gabriel Felbermayr 

(2015) auf Umfragedaten unter Syrischen Flücht-

lingen bei der Ankunft in der Türkei im Jahr 2013. 

Demnach verfügten 9% über einen Hochschulab-

schluss, 11% besaßen eine Matura und 80% hatten 

maximal einen Pflichtschulabschluss. Diese Struktur 

entspricht in hohem Maße der Bildungsstruktur 

der SyrerInnen zu Zeiten der Volkszählung 2004 in 

Syrien. Damals waren rund 78% der Syrischen Be-

völkerung gering qualifiziert, knapp 10% verfügten 

über eine akademische Ausbildung und knapp 13% 

über eine mittlere Qualifikation. Diese Zahlen korre-

spondieren auch mit Erhebungen der Flüchtlinge in 

Deutschland (siehe Brücker/Hauptmann/Vallizadeh 

2015). Den Erhebungen des IAB (Institut für Arbeits-

markt - und Berufsforschung) zufolge hatten 71% 

der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 

Erwerbslosen aus den Kriegs- und Bürgerkriegslän-

dern keine abgeschlossene Berufsausbildung, 8% 

hatten mittlere Berufsabschlüsse und 8% akade-

mische Abschlüsse. Für Österreich hat das AMS in 

der Aussendung „Spezialthema zum Arbeitsmarkt“ 

vom September 2015 festgehalten, dass von den 

beim AMS gemeldeten anerkannten Flüchtlingen 

und subsidiär Schutzberechtigten 82,3% höchstens 

einen Pflichtschulabschluss aufwiesen und 14,7% 

eine dem Lehrabschluss vergleichbare Ausbildung 

oder darüber hinaus. 

Eine Befragung des BAMF (Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge) von AsylwerberInnen, die 

in Deutschland zwischen Jänner und August 2015 

aufgenommen wurden, zeigt eine etwas bessere Aus-

bildungsstruktur. Die Befragung umfasste 105.000 

AsylwerberInnen. Dieser Befragung zufolge weisen 

Syrische AsylwerberInnen eine bessere Bildungs-

struktur auf als Personen aus den anderen Ländern. 

Im Schnitt waren rund 62% der Flüchtlinge gering 

qualifiziert, rund 17% verfügten über eine akademi-

sche Ausbildung und knapp 21% über eine mittlere 

Qualifikation (siehe Rich 2016).

Aus- und Weiterbildungsbedarf ist groß, aber 
was ist eine adäquate Unterstützung?

Diese Erhebungen legen nahe, dass der Aus- und 

Weiterbildungsbedarf unter Flüchtlingen beträcht-

lich ist, insbesondere in der Basisbildung. Darüber 

hinaus ist die Bereitschaft, eine berufliche Ausbil-

dung mit dem Ziel einer Erwerbsintegration ins Auge 

zu fassen, aber nicht ganz unabhängig vom kulturell 

und traditionell geprägten Rollenverständnis der 

Frauen und Männer. Wenn man die Erwerbsintegra-

tion in den Herkunftsländern als Richtwert annimmt, 

ist festzuhalten, dass Männer etwa im selben Maße 

wie in Österreich einer Erwerbsarbeit nachgehen. 

Die Erwerbsintegration der Frauen ist allerdings in 

Tab. 2: Erwerbsintegration der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64) im Herkunftsland nach Geschlecht: 2013  

 

 

 

 

 
Quelle: ILO-KILM (1a)8

Erwerbsbevölkerung (in 1000) Bevölkerung (in 1000) Erwerbsquote (in %)

Land Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen

Afghanistan 7.632 6.381 1.251 15.585 7.882 7.704 49,0 81,0 16,2

Syrien 6.077 5.142 935 13.293 6.770 6.523 45,7 76,0 14.3

Irak 8.444 6.955 1.489 19.152 9.636 9.517 44,1 72,2 15,6

8	 KILM steht für „Key Indicators of the Labour Market“ der ILO (International Labour Organization). ILO-KILM 1a für den Abschnitt: 
„Decent Employment and the Millennium Development Goals: Description and analysis of a new target1“. Nachzulesen unter: 
http://www.ilo.org/legacy/english/bureau/pardev/2010/kilm-5-2007-chap1aen.pdf; Anm.d.Red. 
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den Herkunftsländern der drei wichtigsten Gruppen 

von AsylwerberInnen in Österreich mit 14 bis 16% 

äußerst gering. Frauen arbeiten vor allem im infor-

mellen Sektor. Die formale Beschäftigung der Frauen 

ist im Wesentlichen auf urbane Räume beschränkt, 

und zwar vor allem auf die öffentliche Verwaltung 

sowie den Gesundheits- und Bildungsbereich (siehe 

Tabelle 2).

Ein Positivum ist der hohe Anteil von Flüchtlingen 

im jüngeren Alter; darin liegt eine große Chance 

für eine hohe und rasche Erwerbsintegration. Das 

Ausmaß der Integration und die Geschwindigkeit 

hängen aber davon ab, wie gut ihre Qualifikationen 

in den österreichischen Arbeitsmarkt „passen“. Der 

vergleichsweise hohe Anteil von Flüchtlingen mit 

einfachen Qualifikationen oder mit einer geringen 

Berufserfahrung im mittleren und höheren Techno-

logiesegment des industriell-gewerblichen Bereichs 

erschwert eine rasche Erwerbsintegration. Jedoch 

kann die Erwerbsintegration mit einer adäquaten 

Unterstützung gefördert werden.

Eine offene Frage ist allerdings, was man unter einer 

adäquaten Unterstützung verstehen kann. Ange-

sichts des hohen Anteils von Personen mit einer 

geringen Bildung bei gleichzeitig hoher sprachlicher 

und ethnisch-kultureller Diversität gewinnen alter-

native Lehr- und Lernformen an Bedeutung. In dem 

Zusammenhang könnte der Länder-Bund-Initiative 

zur Förderung grundlegender Bildungsabschlüsse 

für Erwachsene inklusive Basisbildung eine 

Schlüsselrolle zukommen (siehe Steuerungsgruppe 

Erwachsenenbildung 2015). In dem Programmpla-

nungsdokument 2015-2017 wird zwar noch nicht die 

Gruppe der anerkannten Flüchtlinge als Zielgruppe 

ins Auge gefasst. Jedoch bestehen eine Organisati-

onsstruktur, ein Finanzierungsmodell ebenso wie 

ein Curriculum, das flexibel auf die individuellen 

Bedürfnisse eingehen kann. Das Programmmanage-

ment der Länder-Bund-Initiative Erwachsenenbil-

dung trägt dem föderalen Grundprinzip Rechnung 

und sieht eine partnerschaftliche Ausgestaltung 

der Verfahren und Entscheidungsprozesse zwischen 

den Ländern und dem Bund vor. Ein erster Evaluati-

onsbericht über die Umsetzung der ersten Periode 

der Initiative Erwachsenenbildung liegt ebenfalls 

schon vor (siehe Stoppbacher et al. 2014; Steiner/

Vogtenhuber 2014), sodass Adaptierungen, wo nötig, 

vorgenommen werden könnten. Die ersten Erfah-

rungen geben auch Aufschluss über die Kosten, die 

mit der Höherqualifizierung verbunden sind. All das 

sind Voraussetzungen für eine gute Planbarkeit der 

Bildungsaktivitäten.

Darüber hinaus liegt es nahe, das Instrument der 

Produktionsschule für eine Aus- und Weiterbil-

dungsinitiative der jungen Flüchtlinge zu nutzen. 

Produktionsschulen sind eine wirkungsvolle Über-

brückungsmaßnahme für Jugendliche, die aus un-

terschiedlichen Gründen den Pflichtschulabschluss 

nicht erreicht haben und die auf der Suche nach 

einer passenden beruflichen oder schulischen 

Ausbildung sind. Eine Bestandsaufnahme unter 

den österreichischen Produktionsschulen (siehe 

Bergmann/Schelepa 2011) hat gezeigt, dass es zwar 

große Unterschiede zwischen den verschiedenen 

Einrichtungen in Österreich gibt, dass es aber 

eine gemeinsame Klammer über alle Produktions-

schulen gibt, die darin besteht, „der Gruppe der 

sogenannten benachteiligten und besonders be-

nachteiligten Jugendlichen eine reale Chance auf 

berufliche und soziale Integration“ (ebd., S. 5) zu 

geben. Eine Möglichkeit bestünde in der Schaffung 

bzw. Pilotierung einer auf Flüchtlinge fokussierten 

Produktionsschule etwa in Wien, einem Bundesland 

mit einer besonders hohen Zahl an jugendlichen 

AsylwerberInnen, Asylberechtigten und subsidiär 

Schutzberechtigten. All diese Faktoren und noch 

mehr sollten in einem maßgeschneiderten, modu-

laren und altersübergreifenden Bildungsprogramm 

Berücksichtigung finden. Damit könnten jugendli-

che Flüchtlinge ihren beruflichen Werdegang besser 

finden und gestalten, zu ihrem eigenen Wohl und 

zum Besten unserer Gesellschaft.

Schlussfolgerungen

Die obigen Ausführungen haben gezeigt, dass es 

sich bei der jüngsten Zuwanderung von Flüchtlingen 

um ein außergewöhnliches Ereignis handelt, das 

auch besondere Anstrengungen zur Sicherung des 

sozialen Zusammenhalts und der Integration der 

Flüchtlinge in Österreich erforderlich macht. Eine 

rasche Integration der anerkannten Flüchtlinge in 

die Erwerbstätigkeit ist nicht nur eine Herausfor-

derung für die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-

politik, sondern vor allem auch die Bildungspolitik. 

Die österreichische Regierung ist auch dazu be-

reit, zusätzliche Mittel zur Unterstützung des 
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Bildungs- und Arbeitsmarktsystems bei der In-

tegration von Asylberechtigten bzw. subsidiär 

Schutzberechtigten bereitzustellen: Konkret hat 

die Bundesregierung bereits im Herbst 2015 einen 

Sonderfinanzierungstopf für Integration mit 75 

Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Zusätzlich 

wurden 70 Millionen Euro für die aktive Arbeitsm-

arktintegration von Asylberechtigten bereitgestellt. 

Dabei ist davon auszugehen, dass eine erfolgver-

sprechende Erwerbsintegration von Asylberechtig-

ten einen stufenweisen Prozess vorsieht, in dem 

die Flüchtlinge schrittweise an die Erwerbstätigkeit 

herangeführt werden. Die erste Stufe schafft die 

Voraussetzungen für eine spätere Erwerbsteilnahme, 

indem einerseits gewisse Mindestsprachkenntnisse 

in Deutsch vermittelt werden, andererseits die fach-

lichen Kompetenzen der Flüchtlinge erfasst, vali-

diert und angehoben werden. Da diese Maßnahmen 

von unterschiedlichen Einrichtungen durchgeführt 

werden, braucht es hierfür ein effizientes Schnitt-

stellenmanagement, d.h. eine institutionalisierte 

Kooperation zwischen dem Arbeitsmarktservice, 

dem Österreichischen Integrationsfonds und den 

diversen Erwachsenenbildungseinrichtungen für 

zum Teil spezialisierte Ausbildungsmodule.

In einer zweiten Stufe geht es um das Heranführen 

der Qualifikationen der Erwerbswilligen an die 

Bedürfnisse der Betriebe, d.h. an die vorhandenen 

offenen Stellen. Dazu wird es bildungsspezifische 

Schwerpunktsetzungen brauchen. Neben der Pri-

märausbildung ist vor allem die Erwachsenenbildung 

gefordert. In einigen Fällen wird es auch Praktika 

brauchen, um die Fachkompetenzen in einem Ar-

beitsumfeld zu erproben und zu vertiefen. Generell 

sollte die Möglichkeit der Ausbildung innerhalb von 

Betrieben genützt bzw. gegebenenfalls (etwa über 

die Lehrausbildung hinaus) ausgeweitet werden. Eine 

große Herausforderung ist auch mit dem Zusammen-

führen der arbeitsuchenden Flüchtlinge mit offenen 

Stellen verbunden, gibt es in Österreich doch große 

regionale Unterschiede im Fachkräftemangel. Die 

gezielte Vermittlung von Flüchtlingen mit entspre-

chenden Qualifikationen sollte auf diese regionalen 

Unterschiede ausgerichtet sein. Auch hierfür bedarf 

es einer engen Koordination der diversen Bereiche 

der Integration von Flüchtlingen und damit eines 

institutionalisierten Schnittstellenmanagements. 

Um die Erwerbsintegration der Flüchtlinge voranzu-

treiben, wird es weiters notwendig sein, einerseits 

alternative Erwerbsmöglichkeiten zu erschließen, 

andererseits eine Arbeitserfahrung im arbeitsmarkt-

nahen Bereich zu ermöglichen. Im ersten Fall könnte 

die Förderung von Unternehmensgründungen durch 

Flüchtlinge eine Alternative zur unselbständigen 

Beschäftigung sein. Eine diesbezügliche Initiative 

könnte etwa dazu beitragen, den bestehenden 

Versorgungsbedarf im peripheren ländlichen Raum 

zu decken. Man sollte auch noch gezielter über be-

stehende Maßnahmen im Bereich der Gewerbeord-

nung informieren, die es Menschen ohne eine volle 

Berufsausbildung erleichtern, selbstständig etwa 

im handwerklichen oder Dienstleistungsbereich zu 

arbeiten. Eventuell wäre auch die Entwicklung von 

Organisationsstrukturen analog zu Pflegeagenturen 

zu fördern, die nicht nur die Arbeitsvermittlung 

übernehmen, sondern auch bestimmte Verwaltungs-

aufgaben, Buchhaltung und dgl. für Menschen, die 

der deutschen Sprache nicht im nötigen Ausmaß 

mächtig sind und die den bürokratischen Anforde-

rungen nicht entsprechen können. 

Der zweite Aspekt der Sicherstellung von Arbeits-

erfahrung wird über die Förderung der Einbindung 

in freiwillige Dienste wie die Feuerwehr angestrebt. 

Diesbezüglich sind Hilfestellungen bei der Vernet-

zung von interessierten Flüchtlingen und NGOs und 

Gemeinden sinnvoll. Insbesondere im kommunalen 

Bereich wird überlegt, inwieweit Tätigkeiten im ge-

meinnützigen Bereich geschaffen werden könnten, 

die entsprechende Arbeitserfahrung für Flüchtlinge 

bieten könnten.

Um sicherzustellen, dass es nicht zu langen Ver-

zögerungen bei der Erwerbsintegration der einen 

oder anderen Gruppe von Flüchtlingen kommt, ist 

ein Integrationsmonitoring ins Auge zu fassen. Ein 

Ziel dieses Monitorings wäre, rasch mit zusätzlichen 

Unterstützungsmaßnahmen für jene Gruppen von 

Flüchtlingen reagieren zu können, die Gefahr laufen, 

längerfristig beschäftigungslos zu bleiben. Empiri-

sche Befunde belegen nämlich, dass längerdauernde 

Phasen der Erwerbslosigkeit die Aussicht auf eine er-

folgreiche Integration in Beschäftigung substanziell 

verringern (siehe EU 2016). Vor diesem Hintergrund 

erscheint es von hoher Wichtigkeit, ein umfassendes 

Monitoring der Integrationsfortschritte der Asylbe-

rechtigten aufzubauen. Vorhandene Datenbestände 

der Sozialversicherung bieten die Voraussetzungen, 

ein entsprechendes Monitoring durchzuführen. 
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Abschließend ist zu sagen, dass die Anstrengungen 

für eine rasche Integration der Flüchtlinge einer 

Investition gleichkommen, die langfristig Erträge 

in der Form von Steigerungen des Wirtschafts-

wachstums und der Wohlfahrt erbringen können. 

Sie tragen dazu bei, dass die Flüchtlinge, die sich 

hier vorübergehend oder auf Dauer niederlassen, 

ihre Potenziale entfalten, ein eigenständiges Leben 

führen können und damit sich selbst und der Ge-

sellschaft „von Nutzen“ sind.
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Abstract

Adult education is playing a key role in the extremely complex task of providing support 

for refugees as they integrate into the labour market and become able to provide for 

themselves to the satisfaction of all parties. This is exactly what is required for refugees 

to be received benevolently by our society and for them to be able to shape their lives to 

their satisfaction. But how can the necessary training and continuing education of 

refugees be organized and financed? How can adequate support be found if very little is 

known for sure about the target group? After making reference to the wave of refugee 

migration following the Second World War, this article examines the “superdiversity” and 

characteristics of the latest wave of migration. Valid data and facts are collected, explored 

and reflected upon. This information about the country of origin, age and sex distribution, 

level of education and professional competences of asylum seekers as well as their 

integration into the labour market makes it possible to identify concrete needs. The 

potential of the adult education initiative by the Austrian federal government and the 

provinces and of vocational schools for young people with educational disadvantages are 

also discussed. (Ed.)

Data and Facts on Refugee Immigration: Challenges 
for the adult education system and employment 
system
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